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Gegenwärtig befindet sich das Land in einer Situation, in der die 
Bevölkerung nach mehr Schulbildung strebt und dies auch erreicht und in 
der der Staat mehr Ressourcen investiert, um dies zu ermöglichen. Aber 
trotzdem sind viele Stimmen zu hören, die ihrer großen Unzufriedenheit 
mit der Bildungssituation Ausdruck verleihen. Wie kann man dieses 
Paradoxon erklären? (Braslavsky 1999: 80)
Einleitung
Them a dieses Beitrages sind die T ransform ationsprozesse und Reform en 
im  argentinischen Bildungswesen w ährend des vergangenen Jahrzehnts. 
D ie w ährend der beiden Regierungsperioden von Carlos M enem  erfolg­
ten Bildungspolitiken w erden im  Lichte mittelfristiger T endenzen analy­
siert. In  früheren A rbeiten (Braslavsky 1995 u. 1996) habe ich aufgezeigt, 
dass sich m it der W iederherstellung der D em okratie im  Jah r 1983 M ög­
lichkeiten für Fortschritte bei der R eform  des Bildungswesens ergaben. 
In  zehn der 23 Provinzen, im H auptstadtdistrikt Buenos Aires sowie in­
nerhalb des nationalen Bildungs- und  Erziehungsm inisterium s fanden 
entsprechende Transform ationsprozesse statt, allerdings au f eine hetero­
gene und  asymmetrische A rt und  Weise. D ie wichtigste Strategie zur 
Schaffung von  V oraussetzungen für V eränderungen war die E inberu­
fung eines N ationalen Bildungskongresses m it dem  Auftrag, die un ter­
schiedlichen Positionen für den Erlass eines nationalen Bildungsgesetzes 
zu diskutieren und zu einer gem einsam en Position zu finden (De Lel- 
la /K ro tsch  1990). Bis 1992 basierte das Bildungswesen allein au f G eset­
zen der einzelnen Provinzen. Es existierte kein allgemeines nationales 
oder — wie m an es 1993 nannte — föderales Bildungsgesetz. D as einzige 
nationale Bildungsgesetz w ar 1884 erlassen w orden und  galt nu r für die 
direkt vom  N ationalstaat durch den N ationalen Bildungsrat finanzierten 
und  geleiteten Primarschulen. D ie Sekundarschulen hingen direkt vom  
N ationalen Bildungs- und Erziehungsm inisterium  ab. D ie Leitung des 
Prim arschulwesens w ar 1968 den Provinzen übertragen w orden, und 
zwar durch die damalige Militärregierung.
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D ie wichtigsten Bildungsreform en auf Provinzebene zwischen 1984 
und  1992 konzentrierten sich au f zwei Aspekte: 1.) V eränderungen der 
Lehrpläne und -program m e und  2.) die Förderung von dem okratischeren 
Leitungsform en und  Stilen des Zusam m enlebens innerhalb der Bildungs­
institutionen. D ie V eränderungen der Lehrpläne und  -program m e orien­
tierten sich vor allem an einer D em okratisierung der Inhalte der sozial­
wissenschaftlichen Bildung und  der staatsbürgerlichen Erziehung; aller­
dings ging es auch in anderen W issensbereichen um  eine Aktualisierung 
der Ansätze (Dussell 1994). D iese V eränderungen w urden bereits in den 
m oderneren und  reicheren Provinzen sehr langsam umgesetzt. In  den 
(ärmeren) Provinzen im  N orden  des Landes existierten noch 1988 P ro ­
gram m e, die m ehr als 40 Jahre alt waren oder die w ährend der letzten 
M ilitärdiktatur (1976-83) erlassen w orden waren.
D ie au f eine D em okratisierung der Lei tungs form en und  Stile des 
Zusam m enlebens abzielenden M aßnahm en waren nicht im m er erfolg­
reich. Schwierigkeiten und W iderstände unterschiedlichster A rt standen 
den V ersuchen entgegen, Schulräte zu etablieren oder die W ahl der 
Schuldirektoren durch die betroffenen G em einden durchführen zu las­
sen (Cigliutti 1993; G obierno de M endoza 1999).
Als die Regierung von Präsident M enem  1989 an trat, herrschte ein 
allgemeiner K onsens hinsichtlich der Notwendigkeit, eine Rahm enge­
setzgebung für den gesam ten Bildungssektor zu entwickeln und  Politiken 
einzuleiten, die Fortschritte au f dem  W eg zu einer konzertierteren T rans­
form ation erlauben würden, in die alle Bildungseinrichtungen des Landes 
einbezogen würden. Es bestand auch so etwas wie eine M ischung aus 
E inverständnis und E rnüchterung hinsichtlich der Tatsache, dass dieser 
allgemeine gesetzliche Rahm en sich auf die Beschlüsse des von  der Re­
gierung Alfonsin einbem fenen N ationalen Pädagogikkongresses stützen 
müsse. D ie D iskussions- und  V erhandlungsprozesse im  Rahm en dieses 
K ongresses w aren überaus kom plex gewesen und  ihre Ergebnisse konn­
ten als ein U nentschieden hinsichtlich der klassischen bildungspoliti­
schen K ontroversen des Landes gewertet werden: jenen zwischen V er­
fechtern eines privaten und denen eines staatlichen Bildungswesens und 
jenen zwischen konfessionellen und laizistischen O rientierungen.
T ro tzdem  waren die Beschlüsse des N ationalen Pädagogikkongresses 
hinsichtlich einiger A spekte eindeutig; sie betrafen: 1.) die Ausweitung 
der Schulpflicht; 2.) die D ezentralisierung des gesam ten Bildungssystems; 
dabei galt es, Ü berschneidungen von Verantw ortlichkeiten zwischen 
dem  N ationalstaat, von  dem  nach wie v o r ein großer Teil der Sekundar­
schulen und der Lehrerbildungseinrichtungen abhing, und  den Verant-
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wörtlichen in den Provinzen, denen bereits alle Prim arschulen und  die 
M ehrheit der Sekundarschulen unterstanden, zu verm eiden; 3.) die A ktu­
alisierung von  Lehrplänen und  -program m en und  4.) die Garantie von 
m ehr Chancengleichheit in einem Land m it sehr reichen und. sehr arm en 
Bevölkerungsschichten.
Infolge der ungelösten K onflikte zwischen den A nhängern privater 
und  den V erfechtern staatlicher Bildungseinrichtungen sowie zwischen 
konfessionellen und  laizistischen O rientierungen w aren die Beschlüsse 
hinsichtlich anderer A spekte w eniger eindeutig; dies betraf: 1.) die Rolle 
und  die Funktionen, die der N ationalstaat im  Bildungswesen überneh­
m en sollte; 2.) die Beziehung zwischen N ationalstaat und  Provinzen so­
wie die Beziehungen zwischen den einzelnen Provinzen; 3.) die Finanzie­
rungsquellen und  die H öhe der einzelnen H aushaltsansätze im  Bildungs­
sektor und  4.) die Lehrinhalte.
D ie Bildungspolitik der Periode 1992-1999
D ie Bildungspolitik der Periode 1989-1999 stützte sich au f die Beschlüs­
se des N ationalen Pädagogikkongresses und  überw and jene Konflikte 
zwischen unterschiedlichen O ptionen, die damals n icht gelöst w erden 
konnten. D ie D iskussion und  Form ulierung dieser Politiken fand im  
Rahm en einer kom plexen Dynam ik statt, bei der zahlreiche Protagonis­
ten m itw irkten und  unterschiedliche Spannungslinien auftraten (Braslavs- 
ky /C osse 1997).
Z u  den Protagonisten, die an der Ausgestaltung und  Im plem entie­
rung der neuen Bildungspolitik m itw irkten, gehörten: 1.) die nationale 
Exekutive und  innerhalb der Regierung das Bildungs- sowie das W irt­
schaftsministerium; 2.) die beiden K am m ern des N ationalen Kongresses; 
3.) die Exekutiven und  Legislativen der Provinzen; 4.) die G ew erkschaf­
ten; 5.) die nicht organisierten Lehrerinnen und Lehrer; 6.) eine Anzahl 
„sym bolischer A nalysten“ (B runner/Sunkel 1993) m it eigenen V orstel­
lungen hinsichtlich der Z ukunft der Bildung; 7.) die katholische K irche 
und  andere konfessionelle und  G em eindesektoren sowie 8.) die interna­
tionalen Finanzorganisationen.
Z u  den politischen Ström ungen, deren Diskurse im  Rahm en der 
D iskussion eine Rolle spielten, gehörten: 1.) der Neoliberalism us als V er­
fechter eines Q uasi-Bildungsm arktes und  einer R eduzierung der Rolle 
des Staates au f ein M inimum; 2.) der N eokonservatism us als V erfechter 
einer durch den N ationalstaat betriebenen V erm ittlung von  W erten, die 
m it den Interpretationen der wichtigen Sektoren der katholischen Kir-
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chenhierarchie übereinstim m ten; 3.) technokratische Visionen, die für 
einen raschen und  massiven Einsatz neuer K om m unikations-, Inform a­
tions- und  O rganisationstechnologien in den Schulen eintraten; 4.) neo- 
keynesianische V isionen im  Sinne einer schnellen Um verteilung von 
R essourcen m it H ilfe von  Bildung und  Erziehung, w obei der national­
staatliche V erw altungsapparat als R edistributionsagent fungieren sollte 
sowie 5.) hum anistische V isionen einer sozialen Dem okratie, denen es 
v o r allem um  eine E rneuerung  der Lehrinhalte und  -praktiken und  um  
eine Stärkung der innerhalb des Bildungssektors aktiven A kteure ging.
Es geht in diesem Beitrag nicht däm m , die Interaktionsprozesse zwi­
schen den genannten A kteuren und  Perspektiven zwischen 1989 und 
1999 im  einzelnen nachzuzeichnen. D iese D ynam ik ist zu  kom plex und 
hat sich im  Laufe der Zeit zu sehr verändert, als dass sie au f wenigen Sei­
ten angem essen dargestellt w erden könnte, zum al bislang noch keine 
grundlegenden Studien über die T hem atik existieren. H ier geht es um  ei­
nen weitaus bescheideneren Beitrag. Vorgestellt w ird die Bildungspolitik 
des Bundesm inisterium s für Bildung zwischen 1992 und  1999; deren 
wichtigstes Ziel w ar die Im plem entierung der grundlegenden Aspekte 
des 1992 erarbeiteten und  1993 verabschiedeten föderalen Bildungsge­
setzes.
Z unächst m uss jedoch darauf hingewiesen w erden, dass diese Politi­
ken eine Alternative zu einem  anderen G esetzentw urf darstellten, den 
der B ildungsm inister von  Präsident M enem , A ntonio  Salonia, und  der 
P räsident selbst in den K ongress eingebracht hatten und  der von den 
G ew erkschaften, den Lehrern und  den seit geraum er Z eit m it der Situa­
tion des Bildungswesens befassten akadem ischen und sozialen Instituti­
onen  abgelehnt w orden w ar (N arodow ski 1998). E in erster, von  M enem 
und  Salonia Unterzeichneter, G esetzen tw urf w ar 1992 im  Senat einge­
reicht und  dort verabschiedet w orden. E r  w urde auf den Straßen durch 
beeindruckende D em onstrationen der G ew erkschaften und  der Lehrer 
zurückgewiesen. D ie öffentliche Zurückw eisung des G esetzentw urfes 
w urde unter dem  N am en „D er weiße M arsch“ bekannt, denn die Lehre­
rinnen und  Lehrer kleideten sich bei dieser D em onstration m it den tradi­
tionellen weißen Kitteln, die die Beschäftigten der staatlichen Schulen 
tragen. M it dieser D em onstration  sollte der W iderstand gegen ein Gesetz 
verdeutlicht w erden, das den Interessen und  N otw endigkeiten von 
H aushaltseinsparungen im  B ildungssektor zu entsprechen schien. D er 
P ro test richtete sich auch gegen die neoliberale G rundausrichtung des 
G esetzentw urfes, gegen die V ereinnahm ung durch die privaten Bildungs­
institutionen sowie gegen das Fehlen von  allgemeinen O rientierungs­
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und Regulierungsm aßstäben für die Bildung, d.h. grundlegende Inhalte, 
curriculare Richtlinien, Evaluierungsm aßstäbe, etc.
Z um  damaligen Z eitpunkt w aren bereits sämtliche Bildungsdienst- 
leistungen den Provinzregierungen bzw. der'S tadtverw altung von  Bue­
nos Aires unterstellt w orden, w om it der 1968 begonnene Prozess einer 
D ekonzentration des Bildungswesens zu E nde geführt wurde. D ie priva­
ten E inrichtungen, welche zuvor durch das nationale Bildungsm inisteri­
um  kontrolliert wurden, unterstanden jetzt der A ufsicht derjenigen P ro­
vinz, in deren Territorium  sie sich befanden. D as neue G esetz m usste 
darüber entscheiden, ob und  w enn ja welche nationalstaatlichen Richdi- 
nien es für die G esam theit der B ildungsdiensdeistungen geben würde, 
ungeachtet dessen, w elcher Verwaltungsjurisdikdon die verschiedenen 
E inrichtungen unterstellt w aren und  unabhängig davon, ob es sich dabei 
um  öffentliche oder um  private T räger handelte.
D er von  M enem  und Salonia eingebrachte und  im Senat — un ter an­
derem  m it der Stimme des späteren Staatspräsidenten und  damaligen Se­
nators Fem ando de la Rúa — verabschiedete G esetzentw urf enthielt keine 
Bestim m ungen, die für die V erfechter eines staatlichen Bildungswesens 
zufriedenstellend gewesen wären. G anz im  G egenteil zielten die im G e­
setzentw urf enthaltenen V orschriften nicht zuletzt darauf ab, einen Q ua­
si-Bildungsm arkt zu schaffen und  zu stärken (Narodow sli 1998). A nge­
sichts der öffentlichen Proteste der Lehrerinnen und Lehrer m achten 
sich der damalige V orsitzende der Bildungskom m ission des A bgeordne­
tenhauses, der A bgeordnete Jorge Rodríguez, und  seine Beraterin Susana 
D ecibe für einen D ialogprozess stark, an dem  auch A bgeordnete anderer 
Parteien und  führende V ertreter der Lehrergewerkschaften teilnahmen. 
Als Ergebnis dieses D ialogprozesses w urde 1993 das Föderale Bildungs­
gesetz verabschiedet. D er T ext dieses G esetzes sieht Regulierungs- und 
O rganisationsm echanism en eines „föderalen Bildungssystems“ vor und 
räum t dem  N ationalstaat eine starke orientierende und  ausgleichende 
Rolle im  Rahm en des Bildungswesens ein. A ußerdem  sah das G esetz ei­
ne 20%ige jährliche Steigerung des Bildungshaushalts v o r (República A r­
gentina 1993).
D as neue G esetz ging auf eine Initiative aus dem  A bgeordnetenhaus 
zurück und  w urde do rt un ter E inbeziehung aller politischen K räfte aus­
gehandelt. Aus G ründen, die m it der für A rgentinien typischen A rt von 
parlam entarischen V erhandlungen Zusammenhängen, w urde das G esetz 
dann aber nur von  der M ehrheitsfraktion angenom m en. Bei der erneuten 
A bstim m ung im  Senat w urde der E n tw u rf dagegen einstim m ig verab­
schiedet. D ie Stärke des E ntw urfes rührte nicht zuletzt daher, dass es
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dam it — w enn auch nur für eine gewisse Zeit — gelang, die Situation auf 
den Straßen und  im  B ildungssektor w ieder zu beruhigen. E ine gewisse 
Schwäche des G esetzes basierte teilweise darauf, dass es trotz nur gerin­
ger U nterschiede zu den V orschlägen einiger w ichtiger M inderheitsfrak- 
tionen (N osiglia/M arquina 1993) von  diesen im  A bgeordnetenhaus nicht 
angenom m en wurde, weshalb die parlam entarische O pposition  das neue 
G esetz niemals vollständig akzeptierte. N och  m ehr basierte die Schwä­
che des neuen G esetzes allerdings darauf, dass das darin enthaltene P ro­
gram m  niemals von  der G esam theit der nationalen Exekutive 
übernom m en wurde. In  der T at bestand die von  Seiten des W irtschafts­
m inisterium s propagierte Bildungspolitik darin, alle B ildungseinrichtun­
gen auf die P rovinzen zu übertragen und  diesen die öffentliche Bildung 
zu überantw orten, ohne dabei auf die sehr unterschiedlichen Orientie- 
rungs-, Führungs-, K ontroll- und  Finanzierungskapazitäten äußerst hete­
rogener regionaler G esellschaften und Ö konom ien R ücksicht zu neh­
men. So lag beispielsweise das BIP pro  K o p f in der Stadt Buenos Aires 
damals bei etwa 20.000 US$ jährlich, in La Rioja, Santiago del E stero  und 
Jujuy dagegen nicht einmal bei 3.000 US$. D as G esetz zur Ü bertragung 
der Sekundarschulbildung und  der Lehrerausbildung w nrde im  W irt­
schaftsm inisterium  ohne E inbeziehung des Bildungsm inisterium s erar­
beitet. Einige seiner wichtigsten R epräsentanten, so u.a. Juan  Llach, der 
B ildungsm inister der Regierung de la Rúa, form ulierten nachträglich 
Vorschläge, die in eine andere R ichtung gingen, beispielsweise eine Fi­
nanzierung pro  Schüler, ohne K orrekturen aufgrund sozioökonom ischer 
Unterschiede, und  die Vergabe von Schulkonzessionen durch die 
G em einden (L lach/ M ontoya/R oldán  1999: 366f£).
1993 w urden die w ichtigsten V erfechter des Föderalen Bildungsge­
setzes von  Präsident M enem  an die Spitze des Bildungsm inisterium s be­
rufen. Jorge Rodríguez und  Susana D ecibe bekleideten nacheinander das 
M inisteramt. D ie w echselnden Kräfteverhältnisse innerhalb der Regie­
rung, die unzulänglichen Anweisungen des Präsidenten und  die persönli­
chen Schw ächen von  Rodríguez u n d  D ecibe, w enn es darum  ging, 
hinsichtlich der unterschiedlichsten thematischen Fronten die Dialogprozes­
se in G ang  zu halten und  sich die U nterstü tzung zu erhalten, die sie ins 
M inisterium gebracht hatte — all dies führte dazu, dass ihre Führung  nach 
anfänglicher Stärke jeweils in eine Schwächephase überging.
Zw ischen 1993 und  1996 standen relativ große HandlungsSpielräume 
zur V erfügung, aber danach kam  es zu einer fortschreitenden Schwä­
chung. D ies hing m it den genannten G ründen  zusam m en, aber auch mit 
dem  Abklingen des w irtschaftlichen W achstumszyklus. D ieser Zyklus
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hatte zusätzliche Ressourcen für den B ildungssektor verfügbar gem acht 
und  die im  Föderalen Bildungsgesetz vorgesehenen N euinvestitionen 
tatsächlich in der vorgesehenen Form  ermöglicht. D ie politische E n t­
scheidung bestand darin, diese Ressourcen zu verw enden, um  „histori­
sche Schulden zu begleichen“ im  Hinblick au f den Z ustand  der 
Bildungsinfrastruktur, der Schulausstattungen, der Stipendien und  der 
Lehrerausbildung; aber nicht, um  die G ehälter der Lehrer zu erhöhen. 
Im  Jahr 1996 w aren die Lehrer und Professoren nicht m ehr länger dazu 
bereit, sich m it dieser Situation abzufinden, zum al von ihnen auch eine 
V eränderung der überkom m enen institutionellen K ultur, d.h. die Bereit­
schaft zur W eiterbildung und  die A kzeptanz von  Evaluierungsm aßnah­
m en erwartet wurde.
Im  Jah r 1992 initiierten die Lehrergewerkschaften eine neue Phase 
ihres K am pfes, w obei es ihnen jetzt um  Lohnerhöhungen ging. Ihre 
Forderungen sahen sich m it der W eigerung des W irtschaftsm inisterium s 
konfrontiert, sich au f neue Kriterien zur E rm ittlung der Lehrergehälter 
sowie au f deren E rhöhung  einzulassen. D as sogenannte „weiße Z elt“ 
stand m ehr als 1.000 Tage vor dem  K ongressgebäude in Buenos Aires, 
w ährend m an in V erhandlungskom m issionen über verschiedene A lterna­
tiven debattierte und  vergeblich versuchte, zu einer Ü bereinkunft zwi­
schen Bildungsministerium, W irtschaftsm inisterium  und den beiden 
H äusern  des Parlam ents zu gelangen. N ach Jahren  kollektiver Streikakti­
onen, die an den staatlichen Schulen im m er w ieder zu Unterrichtsausfall 
führten und  von  der Ö ffentlichkeit in zunehm endem  M aße abgelehnt 
wurden, schlugen die Lehrergewerkschaften einen neuen K urs ein. Sie 
setzten jetzt au f individuelle H ungerstreiks, die in dem  v o r dem  K on­
gressgebäude errichteten Zelt durchgeführt w urden und  dazu dienen 
sollten, die A ufm erksam keit der M assenm edien auf die Anliegen der 
Lehrer zu lenken. D ie m it dem  „weißen Zelt“ verbundenen Ziele w urden 
erreicht. E s entwickelte sich zu einem  A nziehungspunkt für Sänger, 
Schauspieler sowie für andere Persönlichkeiten des gesellschaftlichen 
und  politischen Lebens und zog w ährend eines langen Zeitraum s die 
Sympathien der Bevölkerung au f sich.
Bildungs minis terin D ecibe bem ühte sich im Rahm en einer neuen 
Initiative däm m , m it staatlichen G eldern und  finanzieller U nterstützung 
der W eltbank eine grundlegende R eform  der Lehrerlaufbahn auf den 
W eg zu bringen. Ihre wichtigsten Vorschläge lauteten: 1.) L ohnerhöhun­
gen, aber un ter der Voraussetzung, dass das D ienstalter nicht m ehr zum  
wichtigsten K riterium  für Lohnerhöhungen herangezogen w ürde; 2.) ei­
ne stärkere Berücksichtigung der individuellen Befähigungen der Leh­
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rer/innen ; 3.) eine A bkehr von  der überkom m enen Laufbahnfolge Leh­
re r /in  — Schulsekretär/in — D irek to r/in  — A ufsich tsbeam te/r durch E in ­
führung paralleler K arrierem uster als K lassenlehrer/in  und  als D irek­
to r/in ; 4.) die E inrichtung eines verpflichtenden Systems zur regelm äßi­
gen Kontrolle, inwieweit die K enntnisse der Lehrerinnen, Lehrer und 
D irektoren dem  jeweils aktuellen K enntnisstand entsprechen.
Als G egenleistung für die ihnen zugedachten G elder sollten die P ro ­
vinzen die Schulverwaltung m odernisieren, die Inform ation des Lehr­
körpers über die Aktivitäten in den verschiedenen Bildungsbereichen 
gewährleisten und  die Bestim m ungen hinsichtlich der K rankschreibung 
rationalisieren, w obei gerade letzteres ein A spekt war, der in starkem  
Maße für die Ineffizienz der bisherigen Ausgaben verantw ortlich war. 
Das Projekt zur Professionalisierung des Lehrkörpers hätte ein Instru ­
m ent zur M odernisierung und  Rationalisierung des Bildungswesens w er­
den können. D er G esetzentw urf wurde dem  Parlam ent vorgelegt, w o er 
jedoch aufgrund des bevorstehenden W ahlkam pfes sowie der polidschen 
Bedürfnisse der O pposition  scheiterte.
Im  darauf folgenden Jah r (1998) legte das durch M obilisierungsm aß­
nahm en, M edien und  O pposition  unter D ruck geratene Bildungsm iniste­
rium  eine neue, wesentlich bescheidenere Initiative vor, die aus der tech­
nischen Perspektive des W irtschaftsm inisterium s um stritten war: den 
Fondo de Incentivo Docente (Fonds zur Schaffung von  A nreizen für den 
Lehrkörper). D urch  eine Sondersteuer au f A utos, Flugzeuge und  Schiffe 
finanziert sollten ca. 700 Millionen US$ eingenom m en w erden, die für 
eine E rhöhung  der M onatsgehälter des Lehrkörpers um  60 US$ — bei ei­
nem  D urchschnittsgehalt von  weniger als 500 US$ — verw andt w erden 
sollten. Im  Laufe des Entscheidungsprozesses kam  es jedoch zu einer 
harten A useinandersetzung zwischen Bildungs- und  W irtschaftsm iniste­
rium. A n der Spitze des W irtschaftsm inisterium s stand damals bereits 
Roque Fernández, der sich durch ein buchhalterischeres und  käm pferi­
scheres V erhalten als sein V orgänger auszeichnete. D er K onflikt zwi­
schen den Ministerien drehte sich insbesondere um  die Frage, inwieweit 
es zweckmäßig sei, dass die Bundeskasse eine Bürgschaft hinsichtlich der 
vorgesehenen Steuereinnahm en übernehm e. Präsident M enem  schloss 
sich der Perspektive des W irtschaftsm inisterium s an und  die in der u r­
sprünglichen Vorlage vorgesehene staatliche Bürgschaft in H öhe von 
700 M illionen US$ jährlich w urde gestrichen.
Z ur D ebatte über den Fondo de Incentivo Docente gesellte sich ein ve­
hem enter K onflikt hinsichtlich der Sparm aßnahm en im R ahm en des 
H aushalts für das Jah r 1999. W ährend das B ildungsm inisterium  der A n­
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sicht war, dass die M ittel für den B ildungssektor nicht von den Spar­
m aßnahm en betroffen sein dürften, w ar das W irtschaftsm inisterium  sehr 
w ohl dieser Ansicht. D ie ersten Entscheidungen hinsichtlich der Spar­
m aßnahm en betrafen die U niversitäten in starkem  Ausm aß, m it der Fol­
ge, dass die Studenten ihrem  U nm ut au f den Straßen zum  A usdruck ver- 
halfen. Zusam m en m it den von den Lehrergewerkschaften angeführten 
M obilisierungsm aßnahm en führten diese P roteste dazu, dass sich das 
Bildungsm inisterium  im m er stärker von  den Positionen des W irtschafts­
m inisterium s distanzierte.
M it dem  Hinweis au f „ein U nverständnis seitens der Regierung be­
züglich der E rziehungsreform “ — so die Form ulierung in ihrer Rücktritts­
erklärung — verzichtete Susana D ecibe im M ai 1999 freiwillig au f ih r Mi­
nisteramt. Zusam m en m it ihr trat auch eine G ruppe von Beam ten zu­
rück, die aufgrund ihrer N ähe zur akadem ischen W elt und  ihrer U nab­
hängigkeit gegenüber der Parteipolitik — ungeachtet dessen, ob es sich 
um  A nhänger der peronistischen Partei handelte oder nicht — als „sym ­
bolische Analysten“ bezeichnet w erden können. A ufgrund dieser Rück­
tritte verlangsam ten sich auch diejenigen Reform politiken, die vom  natio­
nalen Bildungsm inisterium  auf der G rundlage von  K onzertierungspro­
zessen m it den Bildungsministerien der Provinzen angestoßen w orden 
waren (Braslavsky 1999a). In  einigen Provinzen, die stärker in den K o n ­
zertierungsprozess involviert gewesen w aren bzw. eigene R eform pläne 
verfolgten, bem ühte m an sich auch weiterhin um  eine Fortführung der 
Reform en. In  einigen anderen Provinzen w urden die R eform bem ühun­
gen regelrecht „eingefroren“ .
Grundlinien der Bildungspolitik (1992 -  1999)
D ie w ichtigsten bildungspolitischen Ziele der Jahre 1992 bis 1999 waren: 
1.) die E inbeziehung des größtm öglichen Teils der K inder und Jugendli­
chen in die Bildungsinstitutionen durch Zuw eisung von  M itteln für eine 
A usdehnung und  A npassung der Infrastruktur sowie für die V ersorgung 
m it didaktischem  Material; 2) die U m strukturierung des Bildungssystems 
und  3.) die Aktualisierung der Lehrpläne und  Lehrm ethoden. D azu griff 
m an 4.) au f ein gemischtes Führungsm odell zurück, in dessen Z entrum  
das Bildungsm inisterium  stand, welches seinerseits einer A npassung sei­
ner Funktionen, Strukturen und  Personalauswahlkriterien unterlag. D ie 
Errungenschaften dieser Politiken sind beachtlich, genauso wie dies — 
und so paradox es auch erscheinen m ag — für ihre D efizite gilt.
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D ie A ktualisierung der Lehrpläne und  -m eth o d en  w ar sehr um strit­
ten und  führte zu einer ganzen Reihe von  K ontroversen, die bereits in 
verschiedenen Studien behandelt w urden.1 Infolgedessen konzentriere 
ich m ich auf den folgenden Seiten au f die anderen angesprochenen As­
pekte. Einige M erkmale der neuen Lehrpläne sollten aber zum indest 
kurz erw ähnt werden. D ies betrifft die besondere B etonung der K om ­
m unikationsfähigkeit, die E inbeziehung der Evolutionstheorien in den 
U nterrich t (gegen den W iderstand konservativer Sektoren) und  die Be­
rücksichtigung der gegenwärtigen globalen und  nationalen Realität. Z u ­
dem  w aren die neuen Lehrpläne nicht sexistisch und  verliehen den m it 
den M enschenrechten in V erbindung stehenden T hem en w ährend der 
gesam ten Schulzeit Priorität
W achsende Investitionen und zunehm ende Nachfrage
Im  Laufe des vergangenen Jahrzehntes hörte  und  las m an im  politischen 
und  akadem ischen U m feld oft, dass das öffentliche Bildungswesen A r­
gentiniens zerstört w erde (Puiggros 1997). E in  Blick auf die quantitativen 
E ntw icklungstendenzen w ährend dieser Periode zeigt, dass diese Be­
hauptung  absurd ist. Tatsächlich hatte die öffentliche Bildung in Argen­
tinien seit vielen Jahrzehnten keine derart um fangreiche E xpansionspha­
se erlebt, wie dies zwischen 1992 und  1999 der Fall w ar (Tabelle 1). 
Gleichzeitig hatte m an niemals zuvor derart um fassende V eränderungen 
der noch  aus dem  19. Jahrhundert stam m enden Strukturen des Bil­
dungswesens angestoßen wie in diesem Zeitraum . Es ist diese Politik des 
Strukturwandels, die unseres Erachtens einige B eobachter dazu bringt, 
von  „Z erstörung“ zu sprechen.
Im  Föderalen Bildungsgesetz ist von  „Allgemeiner G rundbildung“ 
(Education General Básica) die Rede. D am it sind jene neun Jahre andauern­
den Bildungsprozesse gem eint, die für alle K inder zwischen 6 und  15 
Jahren verpflichtend sind. A ußerdem  ist vorgesehen, dass vo r Beginn der 
Allgem einen G rundbildung eine „A nfangsbildung“ (Educación Inicial) 
erfolgt, deren letztes Jah r ebenfalls obligatorisch ist und au f die ein 
dreijähriger „poly-m odaler Zyklus“ (Ciclo Polimodal) folgt. D iese Bestim­
m ungen implizieren, dass die traditionelle Sekundarschulbildung durch 
eine Bildung ersetzt wird, die stärker au f ein häufig vorgebrachtes
1 Siehe Braslavsky 1995; Fem andez/F inocch io /Fum agalli 1999; G virtz/A isenstein 
1999a, b; G virtz /L ópez  Arriaga 1999; G virtz/Palam idessi 1998a, b, c; Terigi 1996; 
W ainerm an/H eredia 1999).
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Anliegen der Bevölkerung — eine Verlängerung der Schulzeit — eingeht. 
D ies ist auch der wichtigste G rund  dafür, w arum  der durchschnittliche 
Schulbesuch in A rgentinien schon 1991 bei 10,3 Jahren lag. D am it beleg­
te Argentinien im  lateinam erikanischen Vergleich einen vorderen Rang. 
H in ter diesem D urchschnitt verbergen sich jedoch sehr unterschiedliche 
W erte. In der Stadt Buenos Aires und  in anderen urbanen Zentren gibt 
es einen hohen Anteil von  Universitätsabsolventen, die ebenfalls in den 
genannten D urchschnittsw ert einfließen. Gleichzeitig existieren jedoch 
starke regionale und  soziale D ifferenzen, unterschiedliche A usbildungs­
wege und  stark abweichende Bildungserfolge.
Tabelle 1: Entwicklung des Schulbesuches, 1991-1998
Schüler in  allen Arten von  B ild un gsein richtun gen
^ C )\ 1998 Zunahm e Zunahm e
(absolut) (in Prozent)
In sgesam t
Anfangsbildung
Prim arschulen
M ittelschulen
8.290.144 9.555.187 1.265.043 15,3
982.483 1.178.281 195.798 19,9 
5.044.398 5.475.218 430.820 8,5 
2.263.263 2.901.688 638.425 28,2
Quelle: Eigene Ausarbeitung auf der Grundlage von Daten des Bildungsministeriums (Programa 
Estudio de Costos del Sistema Educativo) sowie der Censos de Población y Vivienda-von 1980 und 1991.
D ie deutliche Zunahm e des Schulbesuches im  V erlauf der Periode w ar 
au f eine Reihe von Faktoren Zurückzufuhren. D azu gehörten unter ande­
rem  die veränderte N achfrage infolge der W irtschaftsreform en, die stär­
kere Präsenz von  B ildungsthem en in der öffentlichen D iskussion und die 
m it der V erabschiedung des Föderalen Bildungsgesetzes zusam m enhän­
genden B udgeterhöhungen. D ie w irtschaftlichen Strukturreform en führ­
ten gleichzeitig zu einer E rhöhung  der N achfrage nach besser qualifizier­
ten A rbeitskräften und  zu w achsender Arbeitslosigkeit und  A rm ut, ins­
besondere un ter den jungen M enschen (Film us/M iranda 1999). D am it 
ergab sich für die Jugendlichen ein doppelter Im puls, länger innerhalb 
des Bildungssystems zu verbleiben.
Zw ischen 1993 und  1999 stieg der Anteil der Bildungsausgaben am 
Bundeshaushalt um  39% (Tabelle 2). D er größte Anteil der Mittel, die 
infolge des gestiegenen H aushaltsansatzes zur V erfügung standen, wurde 
für folgende Zwecke eingesetzt: 1.) Instandsetzung von  Schulgebäuden 
in ländlichen Gegenden; 2.) A uf- und  A usbau von Schulgebäuden und 
K lassenzim m ern als Reaktion au f eine gestiegene Nachfrage; 3.) M oder­
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nisierung verschiedener Einrichtungen; 4.) Vergabe von  Stipendien in 
einer G esam thöhe von  124 M illionen D ollar für m ehr als 100.000 Schü­
ler im  siebten, achten und  neunten  Schuljahr zwischen 1997 und  1999 
sowie 5.) V ersorgung der Schülerinnen und  Schüler in den ärm sten P ro ­
vinzen m it Schulbüchern und  w eiterem  Lemmaterial. Zwischen 1993 
und  1999 w urden an die Schulen in G egenden m it dem  größten Anteil 
an Bevölkerung, deren G rundbedürfnisse nicht befriedigt sind, m ehr als 
15 M illionen Schulbücher übergeben. E in  bedeutender Anteil der finan­
ziellen M ittel w urde auch für die Lehrerausbildung an privaten und 
staatlichen Universitäten, Lehrerbildungseinrichtungen und  anderen m it 
dieser Aufgabe betrauten Institu tionen aufgewandt.
Tabelle 2: Der Anteil der Bildungsausgaben am Bundeshaushalt, 
1993-1999
Jahr B ild un gsausgaben  
(in 1.000 P eso)
A nteil der B ild un gsaus­
gab en  an den  
G esam tausgaben
B ild u n g sa u sg a b en /
Bruttoinlandsprodukt
(%)
1993 9.183 19.3 3.5
1994 10.107 19.2 3.6
1995 10.449 19.5 4.0
1996 10.877 20.4 4.0
1997 12.024 21.1 4.1
1998(*) 12.335 13.5 (**) 4.1
1999(*) 12.799 13.6 4.3
(*) vorläufige Angaben; (**) der prozentuale Rückgang ergab sich, weil der Schuldendienst um 
mehr als das siebenfache anstieg, während die Gesamtausgaben nur um weniger als das fünffache 
Zunahmen. Quelle: Dirección National de Programación del Gasto Social — MEyOSP.
D ie V ergabe und  V erwaltung der Ressourcen geschah durch zwei große, 
m it eigenen M itteln finanzierte Investitionsprogram m e und  zwei kleine­
re, m it M itteln der W eltbank und der Interam erikanischen Entw icklungs­
bank finanzierte Investitionsprogram m e. Bei den m it eigenen M itteln fi­
nanzierten Program m en handelte es sich um  den „Sozialen Bildungs­
p lan“ (Plan Social Educativo) und  den „Föderalen B ildungspakt“ (Pacto Fe­
deral Educativo) (Tabelle 3 u. G rafik  1). D ie im R ahm en des Plan Social 
Educativo vergebenen Mittel m ussten auf der G rundlage von  A rm utsindi­
katoren zugewiesen w erden. D ie im  R ahm en des Pacto Federal Educativo 
vergebenen M ittel w urden aufgrund von  durch die P rovinzen vorgeleg­
ten Projekten verteilt. Dies führte dazu, dass die M ittel im  R ahm en des
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Pacto Federal Educativo leichter zugänglich w aren für Provinzen m it einem 
niedrigen Anteil an H aushalten, deren G rundbedürfnisse nicht befriedigt 
sind, denn diese Provinzen w aren aufgrund der vorhandenen techni­
schen und  professionellen K apazitäten eher dazu in der Lage, Projekte 
zu beantragen.
Tabeile 3: Investitionen pro Schüler im Rahmen des Plan Social 
Educativo und des Pacto Federal Educativo, 1993-1998 (in US-Dollar)
Provinzen nach Anteil der H aushalte m it 
nicht befriedigten G rundbedürfnissen
Pacto Federal 
Educativo
Plan Social 
Educativo
niedriger A nteil (NBI bajo) 121 95
mittlerer Anteil (NBI medio) 93 137
hoher Anteil (NBI alto) 59 148
Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Grundlage von Daten des Programa de Costos del Sistema 
Educativo. Secretaria de Programación y Evaluación Educativa.
G r a f i k  1 :  I n v e s t i t i o n e n  i m  R a h m e n  d e s  P a c t o  F e d e r a l  
E d u c a t i v o  u n d  d e s  P l a n  S o c i a l  E d u c a t i v o  i n  I n f r a s t r u k t u r ,  
L e m m a t e r i a l ,  S c h u l b ü c h e r  u n d  S t i p e n d i e n  ( i n  % )
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Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Grundlage von Daten des Programa Estudio de Costos del 
Sistema Educativo. Secretaria de Programación y  Evaluación educativa. Zur Erläuterung siehe Tabelle 3.
D em gegenüber profitierten vom  Plan Soäal Educativo in größerem  A us­
maße die Provinzen m it einem m ittleren und  hohen Anteil an H aushal­
ten, deren G rundbedürfnisse nicht befriedigt sind. Beide nationalen P ro ­
gram m e trugen zu einer V erbesserung der Rahm enbedingungen des Bil­
dungswesens bei und  schufen V oraussetzungen, um  dem  W unsch der
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Bevölkerung nach längeren Schulzeiten entgegenzukom m en, und  dies 
neben und  m it einer gewissen U nabhängigkeit von den T ransform ations­
prozessen, die die verschiedenen Provinzen gleichzeitig im  Bereich des 
Bildungswesens in die W ege leiteten.
Verschiedene Indikatoren sprechen für eine angem essen effiziente 
und  wirksame V erw endung der B ildungsausgaben des N aüonalstaates. 
Beispielsweise heißt es im m er wieder, im  Bildungssystem  stünden viele 
P ersonen auf den Gehaltslisten, die keinen U nterricht erteilen. D ies trifft 
zu. A ber auf diesen Personenkreis entfällt lediglich ein Anteil von 16,7% 
der Bildungsausgaben der Provinzen. D ies scheint nicht zu viel zu sein, 
um  den A ufgaben in den Bereichen Führung, A ufsicht, Verw altung und 
Beratung angemessen nachzukom m en. Infolgedessen — und  auch wenn 
die Effizienz der M ittelverwendung sicherlich in vielen Bereichen noch 
weiter verbessert w erden m uss — scheint es nicht möglich zu sein, die 
durch die gegenwärtigen Bildungshaushalte nicht abgedeckten B edürf­
nisse allein durch eine effizientere V erw endung der zur V erfügung ste­
henden Mittel abzudecken.
Andererseits übersteigen die B ildungsausgaben der Provinzen viel­
fach bereits m ehr als ein Viertel der G esam tausgaben (Tabelle 4). D aher 
wäre es auch kaum  möglich gewesen, den Anteil der Bildungsausgaben 
weiter zu erhöhen, um  m ehr Mittel für notwendige R eform en zu erhal­
ten. U nter U m ständen — und  w enn der politische Wille dazu vorhanden 
gewesen wäre — hätte m an die Bildungsausgaben auf K osten  der Mittel 
für den M ilitärhaushalt und für die B edienung der A uslandsschulden so­
wie m ittels E insparungen durch eine effizientere V erw endung der M ittel 
für Bauten und Projekte erhöhen können. D avon abgesehen konnte die 
A lternative jedoch nur darin bestehen, das W irtschaftsw achstum  zu er­
höhen  und  eine positive W echselwirkung zwischen Bildung und  w irt­
schaftlicher und sozialer Entw icklung zu erzeugen. D azu w ürde auch ein 
fortschrittliches Steuersystem gehören, welches die w irtschaftliche P ro ­
duktion des Landes als das Ergebnis einer gem einsam en A nstrengung 
betrachtet und infolgedessen auch dessen Früchte zwischen allen verteilt. 
E benso  ist bekannt, dass die Ineffizienzquellen in den Provinzen au f die 
Fortexistenz klientelistischer M echanism en in einem Um feld, das durch 
R estriktionen au f dem  A rbeitsm arkt geprägt ist, zurückzu führen sind. 
D ie K om bination aus Arbeitsplatzm angel, einem  wenig transparenten 
H aushaltsgebaren, ineffizienten etatistischen Praktiken sowie vorm oder­
nen O rganisationskulturen w ar ein großes H indernis für Fortschritte in 
R ichtung einer effizienteren V erw endung der H aushaltsm ittel in den 
Provinzen im allgemeinen und  in einigen Provinzen im  besonderen.
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Tabelle 4: Der Anteil der Bildungsausgaben an den Gesamtausgaben 
der Provinzen, 1993-1997 (in Prozent)
Provinz B ild u n gs­
ausgaben
Andere A u sga­
ben
A u sgab en  in s­
gesam t
B U EN O S AIRES 32.51 67,49 100
GCBA 31,07 68,93 100
CATAM ARCA 28,65 71,35 100
C H A C O 26,42 73,58 100
C H U B U T 23,09 76,91 100
C O R D O B A 31,24 68,76 100
C O R R IE N T E S 26,15 73,85 100
E N T R E  RIO S 24,18 75,82 100
FO R M O SA 13,64 86,36 100
JUJUY 25,98 74,02 100
LA PAMPA 24,02 75,98 100
LA R IO ]A 26,96 73,04 100
M E N D O Z A 28,62 71,38 100
M ISIO N ES 23,50 76,50 100
N E U Q U E N 26,68 73,32 100
R IO  N E G R O 22,77 77,23 100
SALTA 22,91 77,09 100
SAN JU A N 22,58 77,42 100
SAN LUIS 24,02 75,98 100
SANTA CRUZ 23,14 76,86 100
SA NTA FE 33,05 66,95 100
SG O. D E L  E ST ER O 28,79 71,21 100
TIER R A  D E L  F U E G O 17,46 82,54 100
TU CU M A N 28,60 71,40 100
D urchschnitt 28,79 71,21 100
Anmerkung: Es handelt sich um vorläufige Angaben; Quelle: Programa de Costos del Sistema 
Educativo. Secretaría de Evaluación y Programación Educativa. Ministerio de Cultura y Educa­
ción de la Nación.
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Unzureichende und instabile qualitative Verbesserungen
Einige D aten  scheinen dafür zu sprechen, dass auch im  H inblick au f die 
Ergebnisse der schulischen Lernprozesse Fortschritte erzielt w erden 
konnten. Zwischen 1993 und  1999 verzeichnete m an bei den L ernpro­
zessen in den Bereichen M athem atik und Sprache V erbesserungen um  7 
bzw. um  26 Prozent. D ie größten V erbesserungen ergaben sich in  den 
Provinzen m it einem hohen  Anteil an H aushalten, deren G rundbe- 
dürfnisse nicht erfüllt sind. D ies w aren auch die Regionen, in die die 
m eisten M ittel für Infrastruktur, A usstattung und  A usbildung flössen 
(Grafik 1 u. 2). N eueste D aten  zeigen, dass die Leistungssteigerungen in 
den Bereichen Sprache und  M athematik, deren Bedeutung m an nur er­
fassen kann, w enn m an berücksichtigt, dass 1.265.000 zusätzliche K inder 
und  Jugendliche in das Bildungssystem integriert w urden, im  V erlauf des 
turbulenten  Jahres 1999 einen Rückschlag verzeichneten.
Insgesam t stellte sich die Situation des Bildungswesens im  Jah r 1999 
folgenderm aßen dar: D ie Bevölkerung war an längeren Schulzeiten in te­
ressiert und  erreichte dies auch; auch bei den A usbildungsergebnissen 
w aren Fortschritte  zu verzeichnen und  der Staat investierte m ehr M ittel 
in das Bildungswesen. T ro tzdem  w aren viele Stim m en zu hören, die ihre 
U nzufriedenheit m it der Situation zum  A usdruck brachten. W ie ist dies 
zu erklären?
G r a f i k  2 :  Z u n a h m e  d e r  z u f r i e d e n s t e l l e n d e n  P r ü f u n g s e r g e b n i s s e  a n  
P r i m a r -  u n d  M i t t e l s c h u l e n  n a c h  P r o v i n z e n  ( g e m ä ß  d e m  A n t e i l  d e r  
H a u s h a l t e ,  d e r e n  G r u n d b e d ü r f n i s s e  n i c h t  e r f ü l l t  s i n d ) ,  1 9 9 3 - 1 9 9 8  
( i n  % )
34,8
□ Primarschulen
■ Mittelschulen
NBI Bajo NBI Medio NBI Alto
Anmerkung: NBI Bajo = Provinzen mit 7-16% Haushalten, deren Grundbedürfnisse nicht befrie­
digt sind; NBI Medio = Provinzen mit 17-25% Haushalten, deren Grundbedürfnisse nicht befriedigt 
sind; NBI Alto = Provinzen mit mehr als 26% Haushalten, deren Grundbedürfnisse nicht befriedigt 
sind.
Quelle: Programa de Estudios de Costos del Sistema Educativo. Ministerio de Educación.
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D ie W ahrnehmung der Reformen durch die Bevölkerung
Angesichts der oben beschriebenen Situation könnte m an annehm en, 
dass die ablehnenden Stim m en auf partikulare Interessen der Presse, der 
O pposition , der Intellektuellen oder anderer G ruppen  zurückzuführen 
seien; oder darauf, dass ein Zusam m enhang zwischen den dem okratie­
förderlichen Bildungspolitiken und  den ausgrenzenden W irtschafts- und  
Sozialpolitiken hergestellt werde; oder au f die U nfähigkeit der Regierung, 
ihre Errungenschaften in der Öffentlichkeit angem essen darzustellen. 
M öglicherweise findet sich in allen drei Interpretationen ein Teil der 
Wirklichkeit.
T ro tzdem  kann die zweifellos vorhandene U nzufriedenheit großer 
Teile der Bevölkerung m it den Bildungspolitiken auch unter Bezugnah­
m e auf andere Faktoren interpretiert werden. E ine V erm utung lautet, 
dass die erzielten Fortschritte aufgrund der dram atischen Ausgangssitua­
tion als T ropfen  auf den heißen Stein em pfunden w urden und  dass sich 
die Leute zudem  aufgrund der besseren V erfügbarkeit von  Inform atio­
nen sowie der Präsenz von  B ildungsthem en in der öffentlichen D iskus­
sion eher darüber klar w erden konnten, wie gravierend die Situation war. 
E ine andere mögliche E rklärung für die U nzufriedenheit lautet, dass die 
Bevölkerung zwar eine Struk turre form  für notw endig erachtete, die tat­
sächlich realisierten Reform en jedoch — da sie nicht in ausreichendem  
M aße verm ittelt und  erklärt w urden — nicht richtig verstanden wurden, 
zum al die S trukturreform  auch m it anderen Strategien hätte um gesetzt 
w erden können.
M an kann davon ausgehen, dass ein Teil der U nzufriedenen den A n­
stieg der Investitionen im  B ildungssektor w ahm im m t und  auch selbst 
m ehr Energie in  die eigene Bildung investiert. G leichzeitig haben die 
Leute jedoch das Gefühl, dass diese Investitionen nicht zu den erwarte­
ten Ergebnissen führen, auch w enn einige partielle Fortschritte zu ver­
zeichnen sind. A nders ausgedrückt: E in  Teil der Bevölkerung hat das 
G efühl, m ehr Bildungsleistungen zu erhalten, aber ohne dass eine quali­
tative V erbesserung stattgefunden hätte; gleichzeitig sind die Leute der 
Ansicht, dass sie eine ganz andere Bildung als vorher benötigen. In  ge­
wisser W eise könnte die U nzufriedenheit ein A usdruck dafür sein, dass 
eine rein quantitative A usw eitung des aus dem  19. Jahrhundert stam ­
m enden Bildungssystems nicht ausreicht, um  die sinnvolle Ausgestaltung 
einer ausgeweiteten Schulpflicht zu garantieren. Es muss daher darum  
gehen, einen qualitativen Sprung in die W ege zu leiten: einen W andel im 
H inblick auf das M odell des Bildungswesens, im  H inblick au f die A rt
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und  Weise, wie Familien, politische Entscheidungsträger und  Verwal­
tungsfunktionäre m it diesen Institutionen verbunden sind. Es geht um  
den A ufbau einer neuen Pädagogik und  einer anderen Bildungspolitik. 
E s geht, so kann m an es zusam m enfassen, um  die „N euerfindung“ der 
argentinischen Bildung (Braslavsky 1999b).
Im  U m feld der damaligen Regierung w ar es sehr schwer, diese 
H ypothese aufzuzeigen, und  erst recht, V erständnis dafür vorzufinden. 
Funktionäre der vordersten Linie in Provinzen m it Regierungen un ter­
schiedlicher politischer Couleur, die A nhänger der R eform en waren, 
zeigten sich verblüfft angesichts der paradoxen Situation, dass die V er­
besserungen nicht auf gesellschaftliche A nerkennung stießen. M an ver­
stand nicht, w arum  die Leute protestierten, obw ohl Schulgebäude errich­
tet, Schulbücher und  Laborausstattungen verteilt und H underttausende 
von  Stipendien an bedürftige Jugendliche vergeben wurden.
U nsere H ypothese geht davon aus, dass dies der Fall war, weil die 
genannten materiellen Erfordernisse zwar für eine V erbesserung der Bil­
dung notw endig sind, aber absolut nicht ausreichen, um  einen W andel zu 
fördern, an dem  die Bevölkerung sich selbst als Teilhaber versteht. D ie 
vorgenom m enen Investitionen in Material und Personal w urden verm ut­
lich in der W ahrnehm ung der Leute m it dem  bitteren V erdacht in V er­
bindung gebracht, dass es sich dabei um  politischen Klientelismus han­
delte, aus dem  parteipolitischer N utzen  gezogen w erden sollte. D ie mit 
gewissen Fortschritten im Bildungswesen einhergehende gesellschaftliche 
U nzufriedenheit dürfte darauf zurückzuführen sein, dass kein um fassen­
der gesellschaftlicher D iskussionsprozess stattfand und kein breiter K o n ­
sens gesucht w urde hinsichtlich der Fragen, w arum  eine N euerfindung 
des argentinischen Bildungswesens notw endig ist und  welche R ichtung 
eine derartige Reform  nehm en sollte.
D as alte Bildungssystem, welches sich ausdehnt und  das m an refor­
m ieren will, hat seine U rsprünge in E uropa und  basiert au f zwei aufein­
anderfolgenden Stufen: der Primar- und  der Sekundarstufe. Ursprünglich 
w aren diese beiden Stufen nicht als konsekutiv konzipiert. D ie siebenjäh­
rige Prim arschule mit einem einzigen Lehrer oder einer einzigen Lehrerin 
w urzelt in  der Volksschule als bescheidener A lternative für die formale 
Bildung der Arm en. D ie Sekundarschule m it m ehr als zehn Lehrern pro 
Jah r geht dem gegenüber au f die Gym nasien und  Lyzeen zurück, welche 
als A lternative für die formale Bildung der O berschichten konzipiert 
w urden (D ürkheim  1983). D ie E rfinder dieser M odelle gingen nicht da­
von  aus, dass diejenigen, die eine Volksschule besuchen, später auch ein 
G ym nasium  oder Lyzeum absolvieren würden. Andererseits w ar es nicht
T ransfo rm ation  u n d  R eform  des B ildungswesens 171
notwendig, eine Volksschule besucht zu haben, um  in ein G ym nasium  
oder Lyzeum  aufgenom m en zu werden.
Das A uftauchen der europäischen M ittelschichten führte zu einer 
langen Phase der U m strukturierung der Bildungssysteme (M üller/R in­
ger/S im on  1992). G rundlegende Achse dieser Rekonfiguration war die 
U nterordnung eines Bildungstyps un ter den anderen und  eine A rt „V er­
kleben“ von  zwei sehr unterschiedlichen M odellen, ohne dass m an für 
beide wirklich nach neuen Entw ürfen gesucht hätte. E rst in den 1950er 
Jahren  stieß die Idee einer G esam tschule in E uropa auf m ehr Rückhalt. 
Sie w ar n icht nur für die A usbildung aller Bürger gedacht, sondern auch 
für die Ausbildung von  Bürgern, au f die durch eine gem einsam e Bildung 
eine nivellierende W irkung ausgeübt w erden sollte (Hargreaves 1982; 
B enn /C hitty  1997). D ie Idee der G esam tschule blieb stets kontrovers. 
T ro tzdem  wmrde sie in einigen Ländern zur vorherrschenden Schulform  
und  stiftete in anderen viel Unruhe.
D er Vorschlag einer neunjährigen Allgemeinen G rundbildung geht 
au f jenes Streben nach sozialer G erechtigkeit und  politischer G leichheit 
zurück. D ie E inrichtung eines dritten Zyklus der Allgemeinen G rundbil­
dung, der die Schülerinnen und  Schüler der siebten, achten und  neunten 
Klasse in einer pädagogisch verstandenen O rganisationseinheit zusam ­
m enfasst und  den Ü bergang von  einem  im wesentlichen auf Inhaltsver- 
m itdung und  Sozialisation orientierten M odell zu einer poly-m odalen 
Stufe erleichtern soll, die in überw iegendem  M aße der Erläuterung von 
Zusam m enhängen dient, spielt bei der Verwirklichung dieses Strebens 
eine Schlüsselrolle. Gleichzeitig sollen weitere V orrichtungen für die Be­
w ahrung der Vielfalt und  die F örderung der Freiheit sorgen (Braslavsky 
1999b).
E in  K riterium  für die N euerfindung des argentinischen Bildungssys­
tems besteht infolgedessen darin, das System als ein nach Zyklen struk­
turiertes K ontinuum  zu konzipieren. D er Föderale Rat für K ultur und  
Bildung einigte sich auf die O rganisation von  fü n f Zyklen: A nfangszyk­
lus, prim ärer, sekundärer, tertiärer und  poly-m odaler Zyklus; au f diese 
A rt und  W eise können die K inder und  Jugendlichen ihre Schullaufbahn 
ohne abrupte Schnitte zwischen verschiedenen institutionellen M odellen 
durchlaufen. A ußerdem  w urde betont, dass es notw endig und  möglich 
ist, jedem  Zyklus eine eigene Identität zu verleihen und  die einzelnen 
Zyklen jeweils mit den vorhergehenden und  nachfolgenden abzustim ­
men. M öglicherweise ist ein Teil der U nzufriedenheit m it den Strukturre­
form en in den Bildungs sys tem en einiger Provinzen darauf zurückzufüh­
ren, dass die genannten K riterien vielen Technokraten, M edien und vor
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allem A ufsichtsbeam ten, D irektoren, E ltern  und  Schülern kaum  bekannt 
sind bzw. von  ihnen wenig beachtet wurden.
Tatsächlich initiierten die Provinzen Buenos Aires und  C ordoba ihre 
Strukturreform en auf der üblichen Basis von  R undschreiben. D ie P ro ­
vinz Buenos Aires entschied sich explizit dafür, dem  Zugang der ärm e­
ren Bevölkerungsschichten zum  Bildungssystem und  deren Verweildauer 
innerhalb des Systems V orrang zu geben. M an verordnete zunächst die 
O rganisation der drei Zyklen der Allgemeinen G rundbildung innerhalb 
desselben Schulgebäudes, w obei im  dritten Zyklus der U m fang des 
Lehrkörpers reduziert w erden sollte. In  der öffentlichen M einung wurde 
diese E ntscheidung als „Prim arisierung“ des dritten Zyklus in terpretiert 
und  führte zu A blehnung und  W iderstand von Seiten der M ittelschich­
ten. D ie Provinz C ordoba entschied sich dafür, den ehemals siebten 
G rad  der Prim arschule in die Sekundarschulen zu verlagern und  gemäß 
den dort existierenden V orschriften zu organisieren, w odurch die Anzahl 
der Schüler zunächst zurückging. Diese O ption  w urde von  der Ö ffen t­
lichkeit als „Sekundarisierung“ des siebten G rades interpretiert. V or al­
lem die G ew erkschaften lehnten dieses M odell ab.
In  W irklichkeit ging es bei diesen Politikentw ürfen w eder um  eine 
„Sekundarisierung“ des dritten Zyklus — wie es in C ordoba den Anschein 
hatte —, noch um  eine „Prim arisierung“ von  zwei Jahren  des alten Se- 
kundarzyklus — wie es in Buenos Aires der Fall zu sein schien. E s handel­
te sich darum, im  gesam ten Bildungssystem eine A bkehr von  der über­
kom m enen Einteilung in Primar- und  Sekundarschulen zu vollziehen. 
Stattdessen sollte ein angemessenes System für eine G esellschaft ohne 
soziale Klassen geschaffen werden. Dieses System sollte sich im  besten 
Sinne an den am bitioniertesten Vorschlägen der liberalen oder sozialisti­
schen U topien  orientieren (M cpherson 1977) und  ein H öchstm aß an 
sozialer G erechtigkeit und  dem okratischem  Radikalismus gewährleisten, 
zwei leicht m iteinander zu vereinbarenden Zielen.
D as Fehlen eines angem essenen D iskurses und  die Schwierigkeiten 
bei der E rarbeitung von  V orschlägen bezüglich der O rganisation und 
den pädagogischen Inhalten des Bildungswesens, die m it dem  tieferge­
henden Sinn der angestrebten Strukturreform  übereingestim m t hätten, 
führten dazu, dass diese in einigen der bevölkerungsreichsten Provinzen 
als „noch m ehr A rbeit“ angesehen wurde. Vielen Lehrerinnen und  Leh­
rern, Professoren, E ltern sowie der öffentlichen M einung insgesam t fiel 
es schwer, V erständnis dafür zu entwickeln. N eue G ebäude und  Bücher, 
schön und  gut. A ber wozu? D er Strukturw andel ist sehr komplex, und 
w iederum : wozu?
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A ngesichts dieser Zweifel entschieden sich die Regierung der Stadt 
Buenos Aires und  andere Sektoren für eine V erschiebung des R eform ­
prozesses oder lehnten ihn  ganz ab. Dies w ar darauf zurückzuführen, 
dass es in einer ersten R eform phase so aussah, als o b -der wichtigste A s­
pekt der B ildungsreform  nicht die E tablierung neuer Schulmodelle und 
einer sie m ehr oder weniger harm onisch stützenden S truktur des G e­
samtsystems sei, sondern  ein Strukturw andel m it dem  Ziel, einen 
„G ründergeist“ zu hinterlassen. Es hat den A nschein, als ob der Bevöl­
kerung gelegentlich das M ittel (eine andere Struktur) als Zw eck (instituti­
oneile M odelle m it harm onischeren Übergängen im  Sinne einer verbes­
serten Betreuung der K inder und  Jugendlichen) präsentiert wurde. Z u ­
dem  scheint es, als ob die in den führenden Provinzen gewählten O p tio ­
nen eine gewisse Starrheit aufgewiesen hätten. Sie erinnerten teilweise an 
die überkom m enen Politiken und  an E ntscheidungen auf der Grundlage 
em pirisch w enig fündierter und  nicht genügend zukunftsgerichteter Pla­
nungen. N otw endig gewesen wäre dem gegenüber eine zustandsbezogene 
P lanung au f der G rundlage eines A bwägens von  kreativen Alternativen, 
um  den sehr verschiedenartigen Realitäten in den einzelnen Provinzen 
m öglichst gerecht zu werden.
Diejenigen Provinzen, die den R eform prozess erst in einem  zweiten 
Schritt initiierten, schlugen einen anderen W eg ein. D er Übergang zu 
neuen Strukturen vollzog sich hier in größerem  M aße im Rahm en eines 
Abwägens zwischen verschiedenen Alternativen. Im  Z entrum  standen 
dabei die jeweils spezifischen Bedürfnisse und  M öglichkeiten der einzel­
nen Provinzen und  nicht die rasche E tablierung eines einheitlichen Mo­
dells für eine Vielfalt von Situationen.
E in  zweites Kriterium , das in V erbindung m it dem  V orschlag für ei­
ne strukturelle Reform  des Bildungssystems steht, bezieht sich auf die 
N otw endigkeit, die Schülerinnen und  Schüler gleichzeitig au f eine A r­
beitswelt vorzubereiten, die geprägt ist von einem knappen Stellenange­
b o t und  einem ständigen W andel, und  ihnen die für das F inden eines ers­
ten A rbeitsplatzes notw endigen Q ualifikationen zu verm itteln. Derartige 
Ü berlegungen stecken hinter der E ntscheidung für eine kom plem entäre 
O rganisation der poly-m odalen Stufe einerseits und  den stärker tech­
nisch orientierten A usbildungswegen (Trajectos Técnico Profesionales) ande­
rerseits. Sie berücksichtigen überdies die Tatsache, dass viele A bsolven­
ten diese Technischen Schulen vorzeitig verlassen und  dass es unbedingt 
notw endig ist, daran etwas zu ändern. Es geht nicht darum, die alten 
Technischen Schulen einfach zu schließen, aber es kann auch nicht zuge­
lassen w erden, dass sie ohne jegliche Reform  w eiterm achen wie bisher.
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D ie D ienstleistungen dieser Schulen m üssen so flexibilisiert w erden, dass 
sie für unterschiedliche N achfragetypen ein angemessenes A ngebot p rä­
sentieren; für Jugendliche, die die Sekundarschule beendet haben genau­
so wie für solche, die die poly-modale Stufe der alten H andelsschulen 
und  Gym nasien besuchen und  über keinerlei technisch-berufsbezogene 
A usbildung verfügen, daran jedoch interessiert sind.
Es w urde vorgeschlagen, zwei kom plem entäre Ausbildungswege ein­
zurichten: eine allgemeine G rundausbildung, die au f eine ungewisse und 
im ständigen W andel begriffene Arbeitswelt vorbereitet und  eine tech­
nisch-berufsbezogene Ausbildung, die au f einen ersten A rbeitsplatz vor­
bereitet, der sicherlich in einigen Jahren nicht m ehr in dieser Form  exis­
tieren wird. E in  solches M odell w urde jedoch von  den Lehrern und P ro ­
fessoren zahlreicher Technischer Schulen bei verschiedenen G elegenhei­
ten als nicht sinnvoll interpretiert, um  als G rundlage für ein Bildungs­
m odell zu dienen, das eine andere — und bessere — Z ukunft erm öglichen 
soll. D ie Frage lautet: warum?
E in  drittes K riterium  das dem  Vorschlag für eine Reform  des Bil­
dungswesens zugrunde liegt, steht in Z usam m enhang m it der N otw en­
digkeit, nicht länger eine geringe Anzahl von  vorbestim m ten Persönlich­
keitsprofilen zur G rundlage der A usbildung zu m achen, sondern eine 
unbestim m te Vielfalt von  Persönlichkeiten heranzubilden, die eine ethi­
sche G rundüberzeugung und  eine Zugehörigkeit teilen. D ie alte Sekun- 
darschulbildung ging davon aus, dass es vier P ro to typen  von wertvollen 
Persönlichkeiten gibt: den Abiturienten, den Techniker, den H andels­
kaufm ann und  die Lehrerin. Die Bildung bzw. A usbildung jedes einzel­
nen dieser P rototypen erfolgte mittels einer A nzahl von identischen Plä­
nen und  Program m en, die dann in sehr unterschiedlichen Z usam m en­
hängen angewandt wurden. In  der Realität führten die unterschiedlichen 
K ontextsim ationen dazu, dass V eränderungen und  A npassungen der 
Studienpläne und  -program m e notw endig wurden. Im  Rahm en des Bil­
dungssystems entstanden dadurch zahlreiche höhere Schulen (colégios), 
insbesondere private. D ie A usbildungsunterschiede zwischen diesen 
Schulen sind so groß, dass von einem anarchischen Z ustand  gesprochen 
w erden kann (Aguerrondo 1996). G egenwärtig gibt es in A rgentinien 
m ehr als 2.000 Studienpläne für die Sekundarschulausbildung. In  einigen 
Provinzen übersteigt die Zahl der verabschiedeten Studienpläne die der 
funktionierenden Schulen. D ies alles ist zudem  wenig transparent und 
kaum  dazu geeignet, um  den Familien und  Jugendlichen eine E ntschei­
dung über den zu w ählenden Ausbildungsw eg zu ermöglichen.
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U m  diese Situation zu verändern, erfand m an eine neue Einrichtung, 
die „curriculare G rundstruk tu r“ (estructura curricular básica): Sie besteht 
n icht m ehr aus einem  Studienplan m it der gleiche Anzahl von  M aterien 
für drei oder vier P rototypen von  A bsolventen bzw. aus einer wenig 
transparenten Vielfalt multipler, aber gleicherm aßen rigider Studienpläne, 
sondern um fasst vielm ehr die flexible U nterstü tzung für „Räum e“ (espa­
cios), im  Rahm en derer die Provinzen oder die Bildungsinstitutionen die 
V erm itdung der allgemeinen G rundkenntnisse (contenidos básicos comunes) 
en tsprechend ihren V orstellungen und  Bedürfnissen organisieren können 
(Consejo Federal de Cultura y Educación 1996). Diese Struktur beinhal­
tet nur wenige rigide Bestim m ungen. E ine davon lautet, dass die Schüler 
in jedem Jah r an höchstens zehn „curricularen R äum en“ (Materien, 
W orkshops, Projekte u.a.) teilnehm en können. V orgesehen ist außerdem  
in allen Fällen die Realisierung von Forschungsprojekten und V orträgen 
sowie ein Praktikum  im  sozialen Bereich oder in der W irtschaft.
A uf dem  W eg zu einem  neuen Führungsmodell
Eine weitere E rrungenschaft dieser Jahre der T ransform ation des Bil­
dungssystem s ist die H erausbildung und  A kzeptanz eines gem ischten 
Führungsm odells im  Bereich der Bildung (Braslavsky 1999a). Bis vo r 
kurzem  argum entierte m an au f der G rundlage einer fundam entalisti­
schen Rhetorik, dass die gesam te V erwaltung des Bildungssystems de­
zentralisiert w erden sollte. D abei w urde nicht berücksichtigt, dass die 
V erwaltung des Bildungswesens erstens darin besteht, eine große M enge 
von  Ressourcen auf verschiedene Bildungseinrichtungen zu verteilen und  
zweitens die Beteiligten so zu mobilisieren und  bei ihren Bem ühungen 
zu unterstützen, dass sie in voller A usübung ihrer K reativität mittels gu­
ter Lehrm ethoden für ein funktionierendes Bildungssystem sorgen. Z ur 
E rreichung dieser Ziele gibt es jedoch keinen Königsweg. D ie T ransfor­
m ation des Bildungswesens w urde m it Hilfe von  m indestens vier un ter­
schiedlichen Führungsm edioden angestoßen.
D ie erste könnte m an als dekonzentrierte Im plem entierung bezeich­
nen. A u f diese W eise w urden die kom pensatorischen Politiken in einem 
beträchtlichen Teil des Landes in die Praxis um gesetzt. D abei handelt es 
sich um  jene Politiken, deren Ziel es ist, einen Ausgleich für die sehr u n ­
terschiedlichen R ahm enbedingungen des Bildungswesens in den einzel­
nen Provinzen zu schaffen. Es ging um  die Gew ährleistung einer ausrei­
chenden E rnährungsgrundlage für die jeweilige Bevölkerung, um  die 
Garantie einer angemessenen Infrastruktur und die Beschaffung von  Lehr-
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materialien, aber auch um  technische U nterstützung, um  in den einzel­
nen Bildungseinrichtungen qualifizierte Entscheidungsprozesse zu er­
möglichen.
D ie zweite M odalität könnte als inter-gouvernem entale K onzertie­
rung bezeichnet werden. Sie besteht darin, dass Entscheidungen und 
Handlungslinien von  den — unterschiedlichen politischen Parteien ange­
hörenden — R epräsentanten der D epartem entregierungen und  der natio­
nalen Regierung gem einsam  entwickelt, getroffen und evaluiert werden. 
Als Forum  für den D ialog und  die Suche nach K om prom issen diente der 
„Föderale Rat für K ultur und  Bildung“ (Consejo Federal de Culturay Educa­
ción). N iemals zuvor in der G eschichte des argentinischen Bildungswe­
sens existierte ein derartiger M echanismus, um  den föderalen Charakter 
der Verfassung m it Leben zu füllen. Z um  ersten Mal gelang es, die In te ­
ressen und  Funktionsweisen großer und  kleiner Provinzen m iteinander 
zu versöhnen, und  dies unabhängig davon, ob sie von einer der beiden 
großen Parteien oder von einer Provinzpartei regiert wurden. D ie inter- 
gouvernem entale K onzertierung weist nichtsdestotrotz eine Schwäche 
auf, denn sie um fasst keine Übereinkünfte m it den zivilgesellschaftlichen 
K räften. In  Einzelfällen w ar es möglich, m it diesen Sektoren in einen D i­
alogprozess zu treten. Dies hing aber vom  jeweiligen Them a und von 
den spezifischen Zeitum ständen ab.
Als dritte M odalität im  Rahm en des gem ischten Führungsm odells 
setzte m an auf die technische Zusam m enarbeit zwischen den einzelnen 
Provinzen. D ie verantw ortlichen G rem ien der verschiedenen Provinzen 
trafen E ntscheidungen unter Berücksichtigung der jeweiligen regionalen 
G egebenheiten, sie griffen jedoch gemeinsam au f existierende K apazitä­
ten zurück und  tauschten sich über E rfahrungen und  Lernprozesse aus. 
D iese F orm  der Führung wurde einigermaßen erfolgreich zur A usarbei­
tung der Lehrpläne für die einzelnen Provinzen angewandt.
Die vierte Führungsm odalität im  Rahm en des gem ischten Modells 
bestand in einer K onzertierung auf lokaler Ebene. D abei ging es insbe­
sondere um  Entscheidungen darüber, an w elchen O rten  die Zyklen des 
reform ierten Büdungssystems angesiedelt w erden sollten. A n den V er­
handlungen hinsichtlich der territorialen Reorganisation der B ildungs­
dienstleistungen w urden sowohl die G em einden als auch kom m unale In­
stitutionen beteiligt. Leider griff m an nur in wenigen Provinzen auf diese 
Form  der K onzertierung zurück, beispielsweise in La Pam pa. Z udem  ge­
schah dies erst, nachdem  die beiden großen Parteien Fortschritte bei der 
Einigung über eine territoriale Reorganisation des Systems erzielt hatten. 
D abei w urden die M öglichkeiten für eine E inbeziehung der G em einden
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und  anderer dem  Bildungswesen nahestehender Institutionen in den D is­
kussionsprozess nicht ausgeschöpft.
Das gem ischte Führungsm odell erm öglichte es, E rfahrungen zu 
sam m eln und gleichzeitig sehr unterschiedliche Problem e zu lösen. An­
dererseits erforderte dieses M odell von  Seiten der Schulen, sich auf sehr 
unterschiedliche Logiken einzulassen, je nachdem , welche Ressourcen 
für sie vorgesehen w aren und  welche Prozesse gefördert w erden sollten. 
W ährend die erste Führungsm odalität den unitarischen und zentralisti­
schen Traditionen einerseits und  den w ohlfahrtsstaatlichen andererseits 
näher steht, greift die vierte M odalität der Realisierung einer sozialen 
D em okratie vor, die au f K räfte angewiesen ist, die in der argentinischen 
Zivilgesellschaft nicht im m er vorhanden sind.
Errungenschaften und Schwierigkeiten der Bildungsreform
Sechs Jahre nach dem  Beginn der letzten Phase der Bildungsreform  
konnten m indestens sechs Errungenschaften und  zahlreiche Schwierig­
keiten und  Defizite hervorgehoben werden.
E ine erste E rrungenschaft bestand darin, dass es gelang, Fortschritte 
bei der Integration der K inder und  Jugendlichen aus den ärm eren Bevöl­
kerungsschichten in das Schulsystem zu erzielen. Gleichzeitig existierten 
jedoch große H indernisse au f dem  W eg zur Verwirklichung eines ange­
m essenen pädagogischen K onzeptes, um  H eranw achsenden, die von  der 
Straße in die Schulen geholt w erden konnten, kognitive und  zur G estal­
tung des Zusam m enlebens notw endige Fähigkeiten zu verm itteln und 
dam it ihre Lebensqualität zu verbessern.
D ie zweite Errungenschaft bestand in den Fortschritten hinsichtlich 
einer würdevolleren A usstattung der schulischen Lehr- und  Lem räum e. 
D ie Schulgebäude w urden m odernisiert und  renoviert, die Bildungsein­
richtungen verfügten jetzt über eine bessere Ausstattung: Textbücher, 
Lehrerbibliotheken, C om puter, Laboreinrichtungen. T ro tz  dieser V er­
besserungen w ar m an aber noch weit entfernt von  für alle Schülerinnen 
und  Schüler des Landes angem essenen und  einigerm aßen vergleichbaren 
Voraussetzungen. Zudem  entsprach den Investitionen in den Bereichen 
Infrastruktur und A usstattung keine gleicherm aßen effiziente V erbesse­
rung hinsichtlich der Lehrerausbildung. T ro tz großer A nstrengungen 
stießen die au f den W eg gebrachten Aus- und  W eiterbildungsm odelle 
nicht au f große Begeisterung von  Seiten der Lehrer und  konnten  nur 
w enig dazu beitragen, deren Fähigkeiten zur Bewältigung von  Problem en 
des Schulalltages zu stärken.
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D rittens konnten Fortschritte im  Hinblick auf die Lernerfolge erzielt 
w erden. D ie N eugestaltung der Lehrpläne und  die V erbesserungen h in ­
sichtlich der angewandten Lernm odelle in vielen Bildungseinrichtungen 
des Landes trugen vor allem in den ärm sten Provinzen zu besseren 
Lernerfolgen in den Bereichen Sprache und  M athem atik bei. T rotzdem  
gingen auch hier die Fortschritte ungleichmäßig und  langsam vonstatten 
und  reichten bei weitem  nicht aus, um  den H erausforderungen des XXI. 
Jahrhunderts angem essen zu begegnen. Z udem  gab es auch im  H inblick 
auf diesen A spekt Rückschritte und Stagnationen.
Viertens konnte erreicht w erden, dass die B em ühungen um  eine E r­
neuerung des Bildungswesens nicht m ehr in aller H eim lichkeit vorge­
bracht w erden m ussten, sondem  als legitim und  w ünschensw ert galten. 
T rotz dieser neuen W ertschätzung für eine grundlegende S trukturreform  
gab es erst wenige Bildungseinrichtungen, die m essbare und übertragbare 
Innovationen verwirklicht hatten, die sich auch in den Ergebnissen der 
L ernprozesse au f Seiten der Schülerinnen und Schüler niederschlugen.
Fünftens konnte das Szenario für einen grundlegenden W andel des 
gesam ten Bildungswesens entwickelt werden. D abei w urden die U nter­
richtspraxis, die institutionellen und strukturellen Merkmale, alle E benen  
und  Funktionsw eisen des Systems und  einige weitere A spekte berück­
sichtigt. In  der T at gab es kaum  einen A spekt des Bildungswesens, der 
n icht in Frage gestellt und  über den in den M inisterien nicht au f die eine 
oder andere A rt und W eise nachgedacht w orden wäre. A ber gleichzeitig 
w aren in diesem Zusam m enhang m indestens drei Defizite zu beklagen. 
D as erste hing m it der Schwierigkeit zusam m en, einen Zeitplan für die 
R eform  des gesam ten Bildungswesens aufzustellen, ohne dabei — wie Ju ­
an Carlos Tedesco (1998) sagen w ürde — alles zur gleichen Zeit und  un­
terschiedliche Zusam m enhänge stets au f die gleiche A rt und  W eise 
anzugehen. Das zweite Defizit bezog sich auf die Schwierigkeiten, den D ia­
log m it allen B etroffenen in einer für sie verständlichen Sprache zu pfle­
gen und  auf ihre spezifischen Interessen so einzugehen, dass sie ihre ei­
genen Beiträge einbringen und  so die staatlichen Vorschläge um deuten 
oder gar zu deren vollständiger U m orientierung beitragen konnten. In 
der Regel ging m an davon aus, dass dieses D efizit politischer N atur sei. 
E ine alternative A nsicht lautete dagegen, dass es dabei zwar eine politi­
sche K om ponen te  gebe, darüber hinaus aber auch eine m ethodologische 
K om ponente , die m it einem weiteren D efizit Zusammenhänge: dem  Feh­
len installierter K apazitäten, um  einen konzertierten W andel der seit lan­
gem  existierenden und  tiefgreifend verwurzelten Strukturen, Praktiken 
und  Repräsentations form en in die Wege zu leiten.
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Sechstens gelang es zum indest teilweise, das technische Personal und 
die Lehrer in die U m setzung einiger A spekte der B ildungsreform  einzu­
beziehen, aber es war nicht möglich, ein Bündnis zwischen Bildungsein­
richtungen, Familien und  G em einden zustande zu bringen. Zw ar gab es 
in ländlichen Sektoren in dieser H insicht große Fortschritte, aber im 
größten Teil der urbanen G esellschaft und  ganz besonders in den m argi­
nalen G egenden der großen Städte konnte nicht verhindert w erden, dass 
E lend  und  Gew alt au f die B ildungseinrichtungen Übergriffen. N och  we­
niger gelang es, W ege zu finden, mittels derer aus den Bildungseinrich­
tungen heraus eine G egenkultur des Zusam m enlebens und  der Potenzie­
rung der Fähigkeiten zur V erbesserung der Lebensqualität entwickelt 
w orden wäre.
M öglicherweise sind die Errungenschaften in hohem  M aße auf die 
Fähigkeit zurückzuführen, die Spielräume des Bildungssektors für F o rt­
schritte bei seiner Selbsttransform ation zu nutzen. D azu trug die m ehr 
oder weniger dauerhafte U nterstü tzung durch einen Teil der politischen 
M achthaber bei, aber auch die innerhalb des Bildungssektors selbst erkann­
te N otw endigkeit, durch den W andel eine neue Legitim ationsgrundlage 
und  die notw endigen Ressourcen für seinen Fortbestand  zu erhalten. 
Viele der D efizite hingen m öglicherweise m it der schwierigen sozio- 
ökonom ischen Situation zusammen.
Für die Bildungspolitik nach dem  E nde der Regierung M enem  gab es 
zahlreiche Alternativen. E iner W eiterführung der B ildungsreform  setzte 
die E insicht voraus, dass strukturelle V eränderungen ebenso notw endig 
seien wie ein au f nationaler E bene reguliertes Bildungssystem, dass das 
nationale B ildungsm inisterium  diesbezüglich eine wichtige Rolle spielen 
m üsse und  dazu die U nterstü tzung aller Sektoren benötige und  dass die 
Investitionen in den Sektor w eitergehen m üssten. E ine andere Alternati­
ve bestand darin, die K om petenzen des nationalen M inisteriums zurück­
zuschneiden und  zu einer in erster Linie an Finanzgesichtspunkten orien­
tierten Bildungsreform  zurückzukehren, wie sie — bei einem m ehr oder 
w eniger großen Bewusstsein aller Beteiligten hinsichtlich dieser Tatsache 
— die erste Phase der Regierung M enem  prägte. Dies hätte bedeutet, die 
Zuständigkeit für Strukturreform en bei den Provinzen anzusiedeln, den 
Ressourcenfluss in den B ildungssektor zu reduzieren und  die Beteiligung 
des Bildungsm inisterium s an der Evaluierung der Lernerfolge einzu­
schränken. E ine dritte Alternative bestand darin, ungeduldig zu w erden 
und  m it m ehr oder weniger Ressourcen zu einer neo-keynesianischen 
Politik der direkten In tervention  des Nationalstaates zurückzukehren, 
um  einen Ausgleich für die Ungleichheiten zu schaffen, ohne diese E in ­
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griffe m it der Förderung von  S trukturreform en zu verbinden, die mit 
den Provinzm inisterien abgesprochen w erden m üssten.
Z um  Z eitpunk t der A bfassung dieses Beitrages w ar noch nicht klar 
abzusehen, welcher K urs die nächsten Jahre prägen würde. D ie in der 
letzten Phase der Regierung M enem  verantw ortliche Führung des natio­
nalen Bildungsm inisterium s verfügte nicht über ausreichende Spielräu­
me, um  ihr M andat m it einer Evaluierung ihrer Politiken zu vervollstän­
digen, die entsprechenden Inform ationen aufzubereiten und  die öffentli­
che D ebatte darüber anzuregen. D ie Ressourcen sind knapp und  die 
H erausforderungen zahlreich. Vielleicht schlägt erneut die Stunde des 
Parlamentes.
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